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Anteilsübertragung: Schenkung von GmbH-Anteilen an 
leitende Angestellte im Rahmen einer Nachfolgeregelung 

 
Werden leitenden Angestellten, die Arbeitnehmer einer GmbH sind, 
unentgeltlich Anteile an der GmbH übertragen, ist zu entscheiden, ob 
die Anteile als Arbeitslohn zu versteuern sind oder ob es sich bei der 
Übertragung vielmehr um einen der Schenkungsteuer unterliegenden 
Vorgang handelt. In einem solchen Fall tendiert das Finanzgericht 
(FG) Sachsen-Anhalt wohl dazu, dass eine Schenkung und kein 
Arbeitslohn vorliegt.  

 
Im Streitfall war die unentgeltliche Übertragung der GmbH-Anteile 
durch strategische Erwägungen zur Unternehmensfortführung 
veranlasst. Das FG hat es in einem Verfahren des einstweiligen 
Rechtsschutzes für ernstlich zweifelhaft erachtet, dass die 
Übertragung der Anteile bei den leitenden Angestellten zu 
steuerpflichtigem Arbeitslohn führt, 
 
• wenn der Geschäftsanteilsübertragungsvertrag weder einen 

Grund für die Übertragung angibt noch eine Gegenleistung 
verlangt, noch regelt, dass die Übertragung der Anteile etwa für 
in der Vergangenheit oder in der Zukunft zu erwartende Dienste 
für die Gesellschaft erfolgen soll, 

• auch keine „Haltefrist“ dergestalt vereinbart wird, dass eine 
Veräußerung erst nach einer bestimmten Frist der 
Weiterbeschäftigung bei der GmbH erfolgen darf und 

• die Übertragung vielmehr „vorbehalts- und bedingungslos“ 
erfolgen soll. 

 
Letztlich führt der Vorgang nach Auffassung des FG zu einer 
Übertragung der Anteile im Rahmen der Unternehmensnachfolge, die 
den Fortbestand des Unternehmens sichern soll. Für das Gericht stehen 
hier strategische Überlegungen im Vordergrund – der 
gesellschaftsrechtlich motivierten Schenkung liege eine 
Sonderrechtsbeziehung zugrunde, die auch selbstständig und losgelöst 
vom Arbeitsverhältnis bestehen kann und somit nicht zu Arbeitslohn 
führt. 
 
FG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 14.6.2021, 3 V 276/21,  
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Allgemeine Geschäftsbedingungen: Mahnspesen nur in 
Höhe der Sachkosten erstattungsfähig 
 
Ein Anspruch auf Mahngebühren für per E-Mail versandte 
Mahnungen besteht grundsätzlich nicht. Dies gilt auch bei einem 
pauschalierten Mahnspesenersatzanspruch in den AGB des 
Gläubigers. Das hat jetzt das Amtsgericht (AG) Stuttgart entschieden. 
  
Das AG bezieht sich auf die Rechtsprechung des BGH: Ersatzfähig 
und durch AGB pauschalierbar ist danach grundsätzlich nur derjenige 
Verzugsschaden, der nicht im – grundsätzlich nicht zu erstattenden – 
Zeit- und Arbeitsaufwand des Geschädigten liegt. 
 
AG Stuttgart, Urteil vom 22.6.21, 3 C 22/21 
 
BFH-Urteil: „Stimmen-Patt“ verhindert (ungewollte) 
Betriebsaufspaltung 
 
Eine Betriebsaufspaltung liegt nicht vor, wenn der das 
Besitzunternehmen beherrschende Gesellschafter in der 
Betriebskapitalgesellschaft nur über exakt 50 Prozent der Stimmen 
verfügt. Dabei sind dem Gesellschafter die Stimmen seines ebenfalls 
beteiligten minderjährigen Kindes jedenfalls dann nicht zuzurechnen, 
wenn in Bezug auf dessen Gesellschafterstellung eine 
Ergänzungspflegschaft besteht. So sieht es der Bundesfinanzhof 
(BFH).  
 
Der BFH: Die Stimmrechte seien dann nicht mehr Teil der 
Vermögenssorge der Mutter. 
 
Sachverhalt 
Im Streitfall waren die Klägerin und ihre beiden Kinder mit dem Tod 
des Ehemanns und Vaters Gesellschafter der Betriebs-GmbH 
geworden. Dieser GmbH hatte die Klägerin bereits seit Jahren ein 
betrieblich genutztes Grundstück verpachtet. Nachdem die Klägerin in 
einer Gesellschafterversammlung, in der eine Ergänzungspflegerin 
ihren minderjährigen Sohn vertrat, zur Geschäftsführerin der GmbH 
bestellt worden war, sah das Finanzamt (FA) die Voraussetzungen 
einer Betriebsaufspaltung als gegeben an. Es meinte, die Klägerin 
könne die GmbH, obwohl sie nur 50 Prozent der Stimmen innehabe, 
aufgrund ihrer elterlichen Vermögenssorge beherrschen, so dass neben 
der sachlichen auch die für eine Betriebsaufspaltung erforderliche 
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personelle Verflechtung vorliege. Die Klägerin erziele daher aus der 
Grundstücksverpachtung gewerbliche Einkünfte. 
 
Keine Beherrschung bei „Patt-Situation“ 
Das Finanzgericht (FG) sah das anders und gab der Klage statt. Die 
Revision des FA hatte keinen Erfolg. Der BFH verneinte ebenfalls das 
Vorliegen einer personellen Verflechtung. Die Anteile ihres 
minderjährigen Kindes seien der Klägerin nicht zuzurechnen, da für 
dieses eine Ergänzungspflegschaft bestehe, die auch dessen 
Gesellschafterrechte umfasse. In einem solchen Fall lägen keine 
gleichgelagerten wirtschaftlichen Interessen vor. Die Beteiligung der 
Klägerin von exakt 50 Prozent der Stimmen reiche aufgrund der „Patt-
Situation“ für eine Beherrschung nicht aus. 
 
BFH, Urteil vom 14.4.2021, X R 5/19 

 
 

Urheberrechtlicher Hinweis: 
Der Newsletter ist nur zur persönlichen Information des Empfängers und seiner Mitarbeiter bestimmt. 
Eine Weitergabe des Inhalts an Dritte ist nicht gestattet. Nachdruck, fotomechanische, elektronische oder 
sonstige Vervielfältigung, Bearbeitung, Übersetzung, Mikroverfilmung und Einspeicherung, 
Verarbeitung bzw. Wiedergabe in Datenbanken oder anderen elektronischen Medien oder Systemen ist 
– auch auszugsweise – nur nach schriftlicher Zustimmung des Verfassers erlaubt. 
 
Haftungsausschluss: 
Der Inhalt Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Haftung und Gewähr 
für die Korrektheit, Aktualität, Vollständigkeit und Qualität der Inhalte sind ausgeschlossen. Die 
Informationen stellen keine rechtliche oder steuerliche Beratung dar und begründen kein 
Beratungsverhältnis. 
 
Änderung und Abmeldung des Newsletter-Abonnements: 
Sie erhalten unseren aktuellen Newsletter regelmäßig für die von Ihnen angegebenen Rechtsgebiete 
unter der von Ihnen angegebenen E-Mail-Anschrift. Sollten Sie eine Änderung der Rechtsgebiete 
wünschen, lassen Sie uns dies bitte wissen. Wollen Sie den Newsletter nicht mehr beziehen, reicht eine 
kurze E-Mail an duesseldorf@simon-law.de aus, wir werden Sie sodann umgehend aus dem Verteiler 
entfernen. 
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